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An die 
Mitglieder der Koalitionsfraktionen 
 
 

Berlin,         Dezember 2007 Berlin, 20. Dezember 2007  
 
 
 
A+S-Brief zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts  
 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
heute hat das Bundesverfassungsgericht über die Verfassungsbeschwerden von 
11 Landkreisen und Kreisen zum Arbeitslosengeld II entschieden.  
 
Das Arbeitslosengeld II ist verfassungsgemäß. Das Bundesverfassungsgericht schafft 
Klarheit.  
 
Die gemeinsame Betreuung der Arbeitslosengeld II-Bezieher durch die Bundesagentur für 
Arbeit und die Kommunen in Arbeitsgemeinschaften hält das Bundesverfassungsgericht 
nicht für zulässig. Die Zusammenarbeit war praktisch und hilfreich, aber es geht auch an-
ders. 
 
Schon jetzt gibt es in 21 Landkreisen erfolgreiche Vorbilder, die zeigen, wie die Arbeits-
vermittlung für Langzeitarbeitslose in Zukunft aussehen könnte. Dabei nehmen Arbeits-
agentur und Gemeinde ihre Aufgaben getrennt, wenn auch meist unter einem Dach, wahr. 
Die Agentur für Arbeit übernimmt die Betreuung und Vermittlung in Arbeit und zahlt das 
Arbeitslosengeld II an die Betroffenen aus. Die Kommune ist für die Kosten der Unterkunft 
und Heizung sowie die begleitenden Hilfen (Schuldnerberatung, Suchtberatung, Kinder-
betreuung, etc.) zuständig. Das geschieht gut und effizient. So geht es auch. 
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werden alle Betroffenen ihre Leistungen wie bisher erhalten. Und die Betreuung und Un-
terstützung durch die Arbeitsvermittlung vor Ort läuft weiter. 
 
Die Beschäftigten in den Job-Centern wissen, dass ihre Arbeitskraft, das Fachwissen und 
das Engagement auch in Zukunft gebraucht werden. Daran ändert das Urteil nichts.  
 
Die von dem Bundesverfassungsgericht gesetzte Frist (31. Dezember 2010) schafft zu-
sätzliche Sicherheit. Wir haben Zeit, die Grundsicherung für Arbeitssuchende langfristig 
tragfähig und effizient zu organisieren. Ich werde dazu Vorschläge machen und ver-
suchen, trotz der langen Übergangsfrist zügig eine Lösung zu finden.  
 
Für die Bundesregierung ist wichtig: die Betreuung und Vermittlung von Menschen, die 
länger arbeitslos sind, bleiben Aufgaben des Bundes. Das ist vernünftig, damit auch in 
Zukunft ein Arbeitsloser in Flensburg auf einen freien Arbeitsplatz in Frankfurt vermittelt 
werden kann. 
 
In der Anlage habe ich Ihnen und Euch einige Informationen zu den sogenannten Agentu-
ren für Arbeit mit getrennter Aufgabenwahrnehmung beigefügt.  
 
Ich wünsche Ihnen frohe Weihnachten und einen guten Start ins Jahr 2008 und bedanke 
mich bei allen für die gute Zusammenarbeit. 

  
Mit freundlichen Grüßen 
 


